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zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
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A. Problem 

Die bisherigen Richtlinien über die Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung gefährlicher Stoffe reichen bei bestimmten ge- 
fährlichen Stoffen nicht aus. 


B. Lösung 

Richtlinie auch über Inverkehrbringen und Verwendung gewis- 
ser gefährlicher Stoffe. 

C. Alternative 

keine 

D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Hölscher 


i. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 11. Oktober 1974 den Richtlinien- 
vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften dem Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung überwiesen. Dieser hat die Vorlage am 22. Ja- 
nuar 1975 in seiner 64. Sitzung beraten und bei einer 
Stimmenthaltung im übrigen einstimmig zur Kennt- 
nis genommen. 

II. 

Der Richtlinienvorschlag steht in engem Zusam- 
menhang mit mehreren vom Rat der Gemeinschaften 
beschlossenen Richtlinien, die Beschränkungen des 
Inverkehrbringens und der Verwendung gefährlicher 
Stoffe und Zubereitungen betreffen. Diese ebenfalls 
vom Deutschen Bundestag zur Kenntnis genomme- 
nen Richtlinienvorschläge bezweckten ebenso wie 
der vorliegende Richtlinienvorschlag vor allem fol- 
gendes Ziel des die Gemeinschaft begründenden 
Vertrages zu verwirklichen, nämlich die Verbesse- 
rung des Schutzes von Leben und Gesundheit der 
Bevölkerung, insbesondere derjenigen Personen, die 
beruflich gezwungen sind, mit gefährlichen Stoffen 
und Zubereitungen umzugehen. Es hat sich nun nach 
den Feststellungen der Kommission herausgestellt, 
daß es nach den bereits beschlossenen Arbeitsschutz- 
vorschriften für gewisse gefährliche Stoffe nicht aus- 
reicht, nur die Einstufung, Verpackung und Kenn- 
zeichnung zu regeln. Vielmehr ist es notwendig, 
auch ihr Inverkehrbringen und ihre Verwendung 
unter gewissen Bedingungen zu untersagen oder zu 
beschränken. Dieser Regelungsnotwendigkeit haben 
bereits mehrere Mitgliedstaaten, jedoch in unter- 
schiedlicher Weise entsprochen. Die hierdurch ge- 
schaffenen unterschiedlichen Bedingungen stellen 
sich aber als Handelshemmnisse dar, die beseitigt 
werden sollen. Richtlinien mit solcher Zweckbestim- 
mung — Sicherstellung des freien Warenverkehrs 
sowie Gesundheits- und Arbeitsschutz — sind schon 
vorhanden, wie die über die Zusammensetzung des 
Kraftstoffs oder von Farben und Anstrichmitteln. 

Ziel der Richtlinie ist ebenfalls, den Standard 
anderer internationaler Organisationen schneller 
und wirksamer in der Gemeinschaft durchzuführen. 
Dies gilt hier vor allem für die Beschränkungen, die 
der Rat der Organisation für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung (OECD) beschlossen hat, 
um die Herstellung und den Verkauf von chemischen 
Erzeugnissen zu kontrollieren, die unter der Bezeich- 
nung polychlorierte Biphenyle (PCB) bekannt sind. 
Diese können, wie in der Begründung der Vorlage 
näher ausgeführt, eine Beeinträchtigung der mensch- 
lichen Gesundheit und der Umwelt zur Folge haben. 


III. 

Der Ausschuß begrüßt, daß ein einfaches und 
schnelles Verfahren gefunden wurde, den Geltungs- 
bereich der Richtlinie auf andere Stoffe und Zuberei- 
tungen ausweiten zu können und die Beschrän- 
kungsbedingungen festlegen oder ändern zu können. 
Der hierzu durch eine Richtlinie des Rates vom 
21. Mai 1973 eingesetzte Ausschuß „gefährliche 
Stoffe“ wird sich mit jeder sich stellenden Frage der 
Erweiterung oder Änderung der Richtlinie befassen. 

In der Aussprache befürwortete der Ausschuß die 
mit der Richtlinie bezweckte Anregung an die Her- 
steller, die gefährlichen Stoffe und Zubereitungen 
durch solche Erzeugnisse zu ersetzen, die für die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt weniger 
gefährlich sind. 

Auch das Prinzip der totalen Harmonisierung, das 
wegen der Gefahrabwendung angewandt wurde, 
fand die Zustimmung des Ausschusses. 

Um die Richtlinie noch wirkungsvoller zu gestal- 
ten, ist der Ausschuß der Meinung, daß die Bundes- 
regierung in den weiteren Verhandlungen darauf 
drängt, die folgenden Vorschläge des Bundesrates, 
denen die Bundesregierung zustimmt, in der Richt- 
linie festzuhalten. Danach soll die Anlage des Richt- 
linienvorschlags wie folgt geändert werden: 

Bezeichnung des Stoffes, 

der Stoffgruppe oder der Beschränkungs- 

Zubereitungen bedingungen 

nicht zugelassen mit Aus- 
nahme folgender Katego- 
rien: 

1. Transformatoren und 
Drosselspulen 

2. Wärmeübertragungs- 
flüssigkeiten in ge- 
schlossenen Wärme- 
übertragungsanlagen 
(unter 3,5 °/o Penta- 
und höher chlorierte 
Biphenyle) 

3. Hydraulikflüssigkeiten 
für Bergwerksanlagen 

4. Kondensatoren (unter 
3,5% Penta- und höher 
chlorierte Biphenyle) 

5. Ausgangs- und Zwi- 
schenprodukte für die 
Weiterverarbeitung zu 
anderen Produkten, die 
nicht unter das Verbot 
dieser Richtlinie fallen 


1. Chlorierte Biphenyle 
(PCB) und PCB-hal- 
tige Zubereitungen 
(ausgenommen reine 
Mono- und Dichlor- 
biphenyle) 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3198 


Es wird mit ausreichender Wahrscheinlichkeit an- 
genommen, daß niedrig chlorierte PCB in der Natur 
leichter abbaubar sind, so daß sich eine gesundheit- 
liche Gefährdung durch Akkumulation im mensch- 
lichen Körper nicht ergibt. 

Die Erweiterung der zugelassenen Kategorien be- 
deutet vor allem wegen der Möglichkeit der kon- 
trollierten Beseitigung weder in gesundheitlicher 
Richtung noch im Hinblick auf den Umweltschutz 
eine Gefahr und würde es den betroffenen Wirt- 
schaftszweigen ermöglichen, im europäischen und 
außereuropäischen Raum die Wettbewerbsfähigkeit 
aufrechtzuerhalten. 


Bonn, den 22. Januar 1975 


Hölscher 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des Inverkehr- 
bringens und der Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe und Zubereitungen 
— Drucksache 7/2607 — zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 22. Januar 1975 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Hölscher 

Vorsitzender Berichterstatter 



